
Weitere Kommunen wollen Aufnahmestopp 

Die ersten Kommunen wollen keine weiteren Asylanten mehr 

aufnehmen und stellen sich damit gegen das Diktat der 

Willkommenskultur. Freiberg und Cottbus waren die letzten beiden 

Städte die den Zuzug von Migranten beenden wollen. Delmenhorst und 

Wilhelmshaven nehmen keine Asylanten mehr auf, ebenso kamen 

Meldungen aus Salzgitter und Wilhelmshaven.  

Ein entsprechender Erlass wäre umgesetzt worden, teilten die 

Kommunen mit Die Städte hatten das Land gebeten, von der 

Möglichkeit eines Zuzugsverbots Gebrauch zu machen, und bekamen 

schließlich die Erlaubnis, keine weiteren Personen mehr aufnehmen zu 

müssen, weil sie überproportional stark belastet waren. Ausnahmen 

gelten für enge Angehörige. In Salzgitter, die kaum mehr als 100.000 

Einwohner hat, leben inzwischen rund 5700 Asylanten. Die meisten 

erhalten Sozialleistungen. Zwar zahlt der Bund für ihre Unterbringung; 

für Kindergartenplätze, neue Schulräume und Sprachkurse muss aber 

die Kommune aufkommen. Damit werden die Stadtkassen zusätzlich 

massiv belastet. Diese Situation findet sich in vielen anderen Städten 

wieder. Wie sich die Massenwanderung auch auf das friedliche 

Zusammenleben auswirkt, musste u.a. in Cottbus erlebt werden. In der 

rund 100.000 Einwohner zählenden Stadt sind alleine über 4300 

Asylanten registriert. In den vergangenen Monaten war es in der Stadt 

wiederholt zu teilweise massiven Auseinandersetzungen mit Syrern 

gekommen. 

Immer mehr Bürger überschuldet 

 

Immer mehr Menschen in 

Deutschland sind überschuldet. 

So liegt z.B. der Durchschnitt in 

Sachsen bei 9,97 Prozent, 

Thüringen (9,3 %), Baden-

Württemberg (8,3 %) und Bayern 

(7,5 %). Am höchsten 

verschuldet sind Bewohner der 

Hansestadt Bremen mit fast 14 

Prozent. Der deutsche 

Durchschnitt liegt bei 10 Prozent. 

Ursächlich sind oftmals bestimmte Lebensumstände, z.B. 

gesundheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit oder Trennung. Hauptursache 

soll seit Jahren allerdings Arbeitslosigkeit sein. Waren früher vor allem 

20- bis 30-Jährige betroffen, so sind es jetzt eher 30- bis 40-Jährige, 

aber auch zunehmend ältere Menschen. Lag das Rentenniveau vor 

einigen Jahren noch bei 55 Prozent des letzten Einkommens, ist nur 

noch von 43 Prozent im Jahr 2030 auszugehen. Im Gegenzug steigen die 

Lebenserhaltungskosten und führen zu einer fortdauernden finanziellen 

Schieflage, die immer öfter nicht mehr bewältigt werden kann. Damit 

setzt sich in einem theoretisch reichen Land die Verarmung breiter 

Bevölkerungsschichten fort.  

Ein Land ohne einsatzbereite Armee 

Die Bundeswehr steht vor immer größeren Aufgaben, aber ihre 

Einsatzbereitschaft liegt nicht mehr vor. Der Wehrbeauftragte des 

Bundestages hält sie derzeitig für "nicht einsetzbar". Waffen, die 

nicht funktionieren, Flugzeuge und Hubschrauber, die nicht 

fliegen, Schiffe ohne die passenden Ersatzteile. Seit Jahren sickern 

immer wieder Meldungen durch, die den desaströsen Zustand der 

Truppe beschreiben.  So sorgte das Sturmgewehr G36 für Hohn 

und Spott, da es bei gewissen Außentemperaturen oder intensiven 

Gebrauch nicht mehr funktioniert. Damit nicht genug: Über die 

Hälfte der Leopard-2-Panzer sind nicht einsatzbereit. Vom NH 90 

Hubschraubern sind nicht einmal ein Drittel flugfähig, beim KHS 

Tiger ist es weniger als die Hälfte. Selbst vor den U-Booten macht 

das Chaos keinen Halt. Nur jeden Zweite U-Boot soll noch 

einsatzbereit sein. Dabei wird investiert. Verteidigungsministerin 

von der Leyen hatte erst kürzlich bei einem Truppenbesuch in 

Jordanien angekündigt, dass die Rüstungsförderung fortgesetzt 

werde. In diesem Jahr will die Bundesregierung dafür wieder 130 

Millionen Euro investieren. Es darf abgewartet werden, in wie weit 

dieses Geld den gigantischen Sanierungs- und Reparaturstau 

beseitigen wird. Bis zur Wiederherstellung der 

Verteidigungsbereitschaft bleibt zu hoffen, dass kein Ernstfall die 

fehlende Einsatzbereitschaft der Bundeswehr verdeutlicht.  

Deutsches Geld für Italien und Frankreich?  

Nach Griechenland könnte Italien als nächster Empfänger eines 

Rettungsschirms mit Steuergeldern unterstützt werden. Die 

italienische Kreditfähigkeit erodiert seit 8 Jahren kontinuierlich. 

Das Land ist inzwischen das größte Sorgenkind der EU. Dass sich 

Italien trotz dieser Entwicklung günstig am Kapitalmarkt 

finanzieren kann, ist insbesondere auf die massiven Ankäufe 

italienischer Staatsanleihen durch die EZB zurückzuführen. 

Inzwischen gehen immer mehr Fachleute davon aus, dass die EZB 

noch intensiver eingreift und zusätzliche Staatsanleihen kauft und 

dem Land damit Kapital verschafft. Doch auch in Frankreich 

gestaltet sich die wirtschaftliche Lage zunehmend schlechter. Die 

französische Kreditfähigkeit ist im ersten Halbjahr 2017 weiter 

zurückgegangen. Dies ist auf den stark gestiegenen 

Nettokreditbedarf zurückzuführen, der die kapazitätssteigernden 

Investitionen übersteigt. Das Land hat sich im Ausland netto 

verschuldet und einen Teil der ausländischen Kredite nicht für 

Investitionen, sondern für Konsum verwendet.  Erschwerend 

kommt die Rolle Frankreichs innerhalb der EU hinzu, denn das 

Land könnte seinen großen Einfluss nutzen, um die Stabilitäts-

Regeln in der Eurozone aufzuweichen. Deutschland dürften dann 

weitere Unterstützungszahlungen treffen. Es bleibt deshalb zu 

hoffen, dass bei den kommenden Europawahlen unsere Bürger 

ihre Kreuze bei der bewährtesten europakritischen Partei machen: 

DIE REPUBLIKANER. 

 

 

 

 



 

 

 

 
 

Am 14.02.2018 findet der 

nächste politische 

Aschermittwoch der 

Republikaner in Bayern statt.  

Ort: Wambach/Taufkirchen-

Vils, Gasthof Kronseder. Einlass 

ist ab 10.00 Uhr. Beginn um 

11.00 Uhr 

Redner sind u.a.: Tilo Schöne (REP-Landesvorsitzende Bayern), Martin 

Huber (REP-Bezirksvorsitzende Oberbayern) und Andre Maniera (stellv. 

Bundesvorsitzende). 
 

REP Karlsruhe gegen Bevorzugung von Asylanten  

Die Republikaner im 

Landkreis Karlsruhe 

thematisieren die 

fortdauernde Überbe-

vorteilung von Asyl-

bewerbern gegenüber 

der einheimischen Bevölkerung. Mit verschiedenen Bannern 

positionieren sich die Parteifreunde in der Öffentlichkeit und wollen 

damit auf die Missstände hinweisen. Bereits jetzt sind die Republikaner 

im Kreistag von Karlsruhe vertreten. Dabei belassen es die lokalen 

Mitglieder nicht nur bei ihrer kommunalpolitischen Betätigung, 

sondern tragen die Positionen deutlich erkennbar in die Öffentlichkeit. 

Die Zeit des Schweigens ist vorbei. Jetzt heißt es Flagge zeigen, zum 

Wohl unseres Landes.  

Bericht des REP LV RLP zur Mütterrente 

(Bericht REP- LV Rheinland-Pfalz, A.Dietel)  

Die Förderung deutscher Familien hat für mich als REPUBLIKANER 

oberste Priorität. Dazu gehören selbstverständlich angemessene 

Mütterrenten für alle(!) deutschen Mütter. Wie immer hintergeht die 

mutmaßliche Nomenklatura ihre Wähler.  Denn für jeden 

minderjährigen „Flüchtling“ wird gerne 60.000 Euro pro Jahr für 

Unterkunft gezahlt, deutsche Mütter hingegen werden mMn wie Dreck 

behandelt und nur mit erbärmlichen Almosen abgespeist. Heiko Mass 

(SPD) sagte „Die Milliarden für die Integration wurden in diesem Land 

erwirtschaftet und wurden niemanden weggenommen.“ 

Laut dem Bundesminister der Justiz und für Verbraucherschutz sind 

die Geldmittel der BRD scheinbar unbeschränkt und unendlich. Alles 

was in Deutschland erwirtschaftet wurde, darf verteilt werden, 

dadurch wird niemandem etwas weggenommen! Mit dieser 

Erkenntnis müssen wir jetzt fordern, dass Milliarden, wie sie für 

Flüchtlinge aufgewendet werden, auch allen anderen in Deutschland 

zur Verfügung stehen. 700 Euro Mütterrente pro Kind, für jede 

Deutsche, unabhängig davon wann ihr Kind geboren wurde, halte ich 

für angemessen. Laut Beschluss der #GroKo 

#Sondierungsverhandlungen sollen jedoch nur Mütter, die vor 1992 

mindestens drei Kinder geboren haben, eine mickrige Anhebung 

ihrer Mütterrente erhalten. Gegen diese Ungerechtigkeit müssen wir 

uns zur Wehr setzen. Deshalb hoffe ich das die AfD und alle anderen 

volkstreuen Kräfte jetzt nachziehen und sich meiner Forderung 

anschließen: ANGEMESSENE MÜTTERRENTEN FÜR ALLE(!) 

DEUTSCHEN MÜTTER 

REP-Aktionstag Niedersachsen  

Der Landesverband Niedersachsen plant eine größere Kampagne in 

den kommenden Wochen. Hierzu werden alle Parteifreunde aus 

dem Bundesland und Umgebung herzlich eingeladen. Helfende 

Hände werden immer benötigt. Sollten Sie sich ebenfalls an dem 

Aktionstag beteiligen wollen, so bitten wir um Kontaktaufnahme:  

niedersachsen@rep.de 

HEIMAT GESTALTEN - REPUBLIKANER WERDEN  

Unser Land hat bereits zu viele 

Zuschauer und besonders heute 

ist es wichtiger denn je, dass 

mehr Menschen ihren Anteil zur 

zwingend notwendigen 

Veränderung leisten. Jeder kann 

sich einbringen, entweder als 

aktives Mitglied oder als passiver Unterstützer. Als Republikaner sind 

Sie Teil einer Oppositionsbewegung, die sich primär für die 

Interessen der eigenen Bevölkerung einsetzt und den Erhalt unserer 

Identität. Jetzt ist Ihre Chance sich zu beteiligen.  Einen 

Aufnahmeantrag finden Sie auf Seite 5 oder 

http://www.rep.de/mitglied-werden 
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 Kontakt:  
 

 Tel.: 0211 – 995 487 94 oder kontakt@rep.de 

 Informieren Sie sich über unsere Arbeit  

 O Ich möchte mehr über die Partei erfahren. 

 O Bitte laden Sie mich zu einer Veranstaltung ein. 

 O Ich möchte Mitglied werden. 

mailto:niedersachsen@rep.de
http://www.rep.de/mitglied-werden


 

 

 

 

VERANSTALTUNGSKALENDER 
• Heidelberg: einmal im Monat. Informationen unter: heidelberg@rep.de oder 0157/30663871. 

• Karlsruhe Land: Regelmäßige politische Stammtische in verschiedenen Städten des Landkreises, wie z.B. 18.01. in Bruchsal 
oder Wiesental . Weitere Informationen unter: 07254-72375. 

• München: Stammtisch mit Infoveranstaltung jeden zweiten Dienstag im Monat ab 19 Uhr im Gasthof Zum Goldenen Roß, 
Rosenheimer Str. 189, 81671 München. Näheres unter: 089/2158367. 

• Erding: Stammtisch jeden dritten Freitag im Monat ab 19.30 Uhr beim Lindenwirt in Erding/Bergham (Nähe S-Bahn-Station 
Aufhausen). Info unter: Tel. 08083/8717. 

• Nürnberger Land: Stammtisch jeden vierten Samstag im Monat ab 19.30 Uhr, Gaststätte „Zum Goldenen Stern“, 
Nürnberger Str. 7, 91224 Pommelsbrunn. Infos unter: 01522-2624313. 

• Kissing: Jeden ersten Montag im Monat findet ein politischer Stammtisch statt. Beginn 19.30 Uhr, Gaststätte Ralax‘t, Pe-
terhofstr.15, 8438 Kissing. 

• Forchheim: In Forchheim führen die Republikaner einen monatlichen Stammtisch durch. Interessenten melden sich bitte 
bei Herrn Noffke, Bezirksvorsitzender u. Kreisrat: Tel. 09191/31880. 

• Frankfurt am Main: Politischer Stammtisch am ersten Dienstag im Monat. Infos unter: 069/522500. 

• Kassel: Vierwöchentliches Informationstreffen unserer Partei. Infos unter: Tel. 0661/603746, 

• Düsseldorf: Monatlicher Informationsabend des REP-Kreisverbandes, ersten Freitag im Monat, um 19.30 Uhr. 
Interessenten können Sie direkt beim Kreisverband melden: duesseldorf@rep.de oder Tel./Fax 0211-6022383.  

• Köln: Monatliche Informationsveranstaltungen. Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de 

• Kreis Aachen: Politischer Informationsabend jeden ersten Freitag im Monat um 18 Uhr. Näheres unter: 
kontakt@rep.nrw.de. 

• Wuppertal: Monatlicher Stammtisch, Einladungen erfolgen schriftlich. Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de. 

• Ruhrstammtisch: Monatlicher Informationsabend, abwechselnd in Essen, Bochum, Gelsenkirchen. Kontakt unter: 
kontakt@rep.nrw.de. 

• Dortmund: Monatlicher Informationsabend: Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de. 

• Ostwestfalen-Lippe: Jeden ersten Montag im Monat, um 20.00 Uhr, in Herford. Anfragen unter: kontakt@rep-nrw.de. 

• Kreis Kleve: Monatliche Informationsveranstaltungen des REP-Kreisverbandes Kleve. Infos unter: kleve@rep.de 

• Vogtland: Monatliche Informationsveranstaltung. Infos unter: sachsen@rep.de    

BITTE ÄNDERUNGEN ODER WEITERE VERANSTALTUNGEN DER BUNDESGESCHÄFTSSTELLE MITTEILEN 



 


